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Lernziele

Jeder Staat braucht Einnahmen, um (ö�entliche) Güter und Dienstleistungen (wie
Landesverteidigung, Bildungseinrichtungen, Altersvorsorge, Parkanlagen, ...)
bereitstellen zu können. Fast alle Länder sind dabei großteils auf Einkünfte aus
Steuern und Abgaben angewiesen. Diese Einheit beschäftigt sich damit, wie diese
Steuern und Abgaben aufgebracht werden sollen, und welche Wirkungen diese
entfalten.

Wir lernen die Grundprinzipien der Besteuerung kennen.

Wir wissen über die wichtigsten Steuern und deren Verteilungswirkung in
Österreich Bescheid.

Wir können dies Auswirkungen von Steuern auf Angebot und Nachfrage
abschätzen.

Wir können beurteilen, wer die Last einer Steuer (tatsächlich) trägt.

Wir erkennen Zielkonflikte (zwischen Steuergerechtigkeit und Steuere�zienz)
und Verteilungskonflikte verschiedener Steuern.
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Grundprinzipien der Steuergerechtigkeit

1 Äquivalenzprinzip (benefit principle)
Die Personen, die aus den ö�entlichen Leistungen größere Vorteile ziehen,
sollten mehr Steuern/Abgaben zahlen.

I Nur für (geringe) Teile der staatlichen Aufkommenserzielung anwendbar, da
staatliche Leistung einzelnen Nutzern zugerechnet werden müssen.

I Beispiel: Die Mineralölsteuer soll sicherstellen, dass die Kosten der
Straßeninfrastruktur (zumindest zum Teil) von jenen getragen werden, die diese
Infrastruktur verstärkt nutzen. (Bis 1987 waren die Einnahmen für das
Bundesstraßennetz zweckgebunden, was seitdem aber nicht mehr der Fall ist.)

2 Leistungsfähigkeitsprinzip (ability-to-pay principle)
Jede Person soll Steuern entsprechend ihrer wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit bezahlen (unabhängig von der Inanspruchnahme staatlich
angebotener Leistungen).

I Leistungsfähigkeit kann durch Einkommen oder Vermögen ermittelt werden.

Dieter Pennerstorfer (JKU) Modul 6: Steuern 3 / 34



Steuereinnahmen in Österreich

Einnahmen aus Steuern und (Sozial-)Beiträgen im Jahr 2019: e 169,4 Mrd.

Zusammensetzung:
Produktions- und Importabgaben (indirekte Steuern: e 55,9 Mrd.)

I Umsatzsteuer, Tabaksteuer, Mineralölsteuer, . . .
I entweder Mengensteuer, d. h. Steuer pro gehandelter Mengeneinheit; z. B.

Mineralölsteuer von e 0,482 pro Liter Benzin
I oder Wertsteuer, d. h. Steuer auf den Preis des betrachteten Gutes; z. B.

Mehrwertsteuer von 20% des Preises

Einkommen- und Vermögensteuern (direkte Steuern: e 54,5 Mrd.)

(Sozial-)Beiträge (e 59,4 Mrd.)
I Sozialversicherungsbeiträge, aber auch Verwaltungs- oder Benutzungsgebühren
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Steueraufkommen nach Einkommensgruppen

Sowohl das Äquivalenz- als auch das Leistungsfähigkeitsprinzip empfehlen,
dass Haushalte mit höherem Einkommen auch höhere Steuern bezahlen, weil
sie mehr ö�entliche Leistungen in Anspruch nehmen und weil sie
leistungsfähiger sind.

Um wie viel Haushalte mit höherem Einkommen mehr bezahlen sollten,
können Ökonomen nicht beantworten—das ist eine politische Frage die stark
mit Werturteilen zusammenhängt.

Die folgende Folie zeigt, dass die 10% der Haushalte mit den höchsten
Einkommen (“10. Dezil”) den größten Beitrag zu Steuern und Sozialbeiträgen
leistet, und für 28% der Staatseinnahmen verantwortlich sind.

Der Anteil der reichsten Haushalte ist bei Einkommensteuern1 (mit 42,2%)
allerdings deutlich höher als bei Sozialbeiträgen (mit 25,1%) und indirekten
Steuern (mit 15,9%).

1Die Steuer auf das Einkommen von ArbeitnehmerInnen und PensionistInnen wird Lohnsteuer, die
Steuer auf das Einkommen von Selbständigen Einkommensteuer genannt. Der Steuertarif ist
grundsätzlich gleich.
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Steueraufkommen nach Einkommensgruppen

Quelle: Silvia Rocha-Akis, Viktor Steiner und Christine Zulehner, Verteilungswirkungen des österreichischen Steuer- und
Sozialabgabensystems 2007/2016, WIFO-Monatsberichte, 2016, 89(5), S. 347-359.
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Verteilungswirkung von Steuern

Quelle: Silvia Rocha-Akis, Viktor Steiner und Christine Zulehner, Verteilungswirkungen des österreichischen Steuer- und
Sozialabgabensystems 2007/2016, WIFO-Monatsberichte, 2016, 89(5), S. 347-359.
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Verteilungswirkung von Steuern

Die Abbildung zeigt, dass die Haushalte mit den niedrigsten Einkommen (“1.
Dezil”) 20,2% ihrer Einkommen für Steuern (Einkommenssteuer und indirekte
Steuern) ausgeben. Der Anteil des reichsten Dezils ist mit 24,0% nur
geringfügig höher.

Der Unterschied zwischen den ärmsten und den reichsten 10% der Haushalte
steigt aber, wenn auch die Sozialbeiträge berücksichtigt werden, und beträgt
25,6% (1. Dezil) bzw. 43,6% (10. Dezil).

Warum ist der Anteil der Steuern (ohne Sozialbeiträge) in allen
Einkommensgruppen sehr ähnlich, wo doch höhere Einkommen viel höhere
(Grenz-)Steuersätze zu bezahlen haben?

I Für eine weitere Analyse brauchen wir einige Grundbegri�e.
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Grundbegri�e (I)

Steuerbemessungsgrundlage: technisch-physische oder monetäre Größe, die
als Basis für die Ermittlung der Steuerschuld dient. Z.B.:

I Einkommen (für die Berechnung der Einkommenssteuer)
I Umsatz (für die Berechnung der Mehrwertsteuer)
I Verkaufte Menge an Benzin und Diesel (für die Berechnung der Mineralölsteuer)

Steuertarif : legt fest, in welcher Weise die Steuerschuld von der
Bemessungsgrundlage abhängt.

I häufig in Form von Prozentsätzen
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Grundbegri�e (II)

Proportionale Steuer: unabhängig von der Bemessungsgrundlage wird der
gleiche Prozentsatz auf die Bemessungsgrundlage angewandt

I Beispiel Mehrwertsteuer: beträgt 20% vom Umsatz (unabhängig davon, wie hoch
der Umsatz ist).

Progressive Steuer: Bei höherer Steuerbemessungsgrundlage muss ein
höherer Prozentsatz als Steuer abgeführt werden.

I Beispiel Lohn- und Einkommenssteuer: Der (durchschnittliche) Steuersatz steigt
mit steigendem Einkommen.

Regressive Steuer: Bei höherer Steuerbemessungsgrundlage muss ein
niedrigerer Prozentsatz als Steuer abgeführt werden.

I Beispiel Sozialbeiträge: Die Steuer ist proportional bis zur
Höchstbeitragsgrundlage (im Jahr 2020: e 5.370 pro Monat), danach beträgt der
Steuersatz 0%⇒ über alle Einkommensgruppen wirken die Sozialbeiträge daher
regressiv.

I Eine Pauschalsteuer ist ein extremes Beispiel einer regressiven Steuer. Sie ist
gleich hoch, unabhängig von der Steuerbemessungsgrundlage.
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Steuersatz, Steuertarif und Einkommenssteuer
Ein Steuersatz ist der Steuerbetrag, der je Einheit der zu besteuernden Sache
abgeführt werden muss. So beträgt der Mehrwertsteuersatz 20% des
Umsatzes oder der Mineralölsteuersatz e 0,482 pro Liter Benzin.

Der Steuertarif einer proportionalen Steuer (etwa: Mehrwertsteuer) besteht
aus einem einzelnen Steuersatz.

Bei manchen Steuern ist der Steuertarif komplizierter, etwa bei der
Einkommenssteuer, wo für das Jahr 2020 folgender Steuertarif gilt:

Die Einkommensteuer beträgt jährlich
für die ersten e 11.000 0%
für Einkommensteile über e 11.000 bis e 18.000 25%
für Einkommensteile über e 18.000 bis e 31.000 35%
für Einkommensteile über e 31.000 bis e 60.000 42%
für Einkommensteile über e 60.000 bis e 90.000 48%
für Einkommensteile über e 90.000 bis e 1.000.000 50%
für Einkommensteile über e 1.000.000 55%

Bei der Einkommenssteuer handelt es sich um einen Stufengrenzsatztarif mit
sieben Stufen, innerhalb derer der Grenzsteuersatz jeweils konstant ist. Die
Einkommenssteuer ist somit eine progressive Steuer.
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Verteilungswirkung von Steuern

Warum zahlt das 1. Einkommensdezil fast so viele Steuern (insg.) wie das 10. Dezil?

Quelle: Silvia Rocha-Akis, Viktor Steiner und Christine Zulehner, Verteilungswirkungen des österreichischen Steuer- und
Sozialabgabensystems 2007/2016, WIFO-Monatsberichte, 2016, 89(5), S. 347-359.
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Verteilungswirkung von Steuern

Steuern (ohne Sozialbeiträge) setzen sich aus der progressiven
Einkommenssteuer und den proportionalen indirekten Steuern zusammen.

Indirekte Steuern (Umsatzsteuer und Verbrauchssteuern) sind zwar
proportional, haben aber eine regressive Verteilungswirkung, da ärmere
Haushalte einen größeren Teil ihres Einkommens für Konsum ausgeben.

I Wohlhabende Haushalte sparen im Durchschnitt einen größeren Anteil ihres
Einkommens.

Insgesamt geben daher ärmere Haushalte einen größeren Teil ihres
Einkommens für indirekte Steuern aus

I Die 10% der ärmsten Haushalte geben 21,1% ihres Einkommens für indirekte
Steuern aus, die reichsten 10% hingegen nur 5,4%.
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Verteilungswirkung von Steuern
Beispiel

Um welchen Steuertyp (progressiv, regressiv oder proportional) handelt es sich
jeweils?

Steuersumme (e) bei Einkommen von
e 100 e 200 e 300

Steuertyp A 20 15 12
Steuertyp B 10 25 60
Steuertyp C 10 20 30

Lösung:
Steueranteil bei Einkommen von
e 100 e 200 e 300

Steuertyp A 20% 7,5% 4%
Steuertyp B 10% 12% 20%
Steuertyp C 10% 10% 10%
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Verteilungswirkung von Steuern
Lösung

Steuertyp A: regressiv

e 100: 20/100 = 0, 2 ⇒ 20%
e 200: 15/200 = 0, 075 ⇒ 7, 5%
e 300: 12/300 = 0, 04 ⇒ 4%

Steuertyp B: progressiv

e 100: 10/100 = 0, 1 ⇒ 10%
e 200: 25/200 = 0, 12 ⇒ 12%
e 300: 60/300 = 0, 2 ⇒ 20%

Steuertyp C: proportional

e 100: 10/100 = 0, 1 ⇒ 10%
e 200: 20/200 = 0, 1 ⇒ 10%
e 300: 30/300 = 0, 1 ⇒ 10%
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Ökonomische Auswirkung von Steuern

Welche Auswirkung hat eine Steuer in einem einzelnen Markt?

Wir beschränken uns auf eine Mengensteuer (d. h. eine Steuer, die pro gehandelter
Mengeneinheit eingehoben wird), da die Analyse am einfachsten ist und auch
leicht auf Wertsteuern verallgemeinert werden kann.

Welche Auswirkungen hat einer Steuer auf das Marktgleichgewicht
(Gleichgewichtsmenge und Gleichgewichtspreis)?

Wer trägt die Steuerlast? (die sogenannte Steuerinzidenz)

Was sind die Kosten einer Steuer?
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Beispiel: Steuer auf Hotelzimmer
Marktgleichgewicht ohne Steuer
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Bei jedem gegebenen Preis wird daher die Bereit-
schaft der Hotelbesitzer geringer sein, ein Hotel-
zimmer zu vermieten.

Was bedeutet das für die Angebotskurve für 
Hotelzimmer in Neustadt? Um diese Frage zu be-
antworten, müssen wir die Anreize der Hotelbesit-
zer vor und nach Erhebung der Steuer miteinan-
der vergleichen. 

Aus Abbildung 7‑1 wissen wir, dass in Abwe-
senheit einer Steuer eine Menge von 5.000 Zim-
mern angeboten wird, wenn der Preis 60 Euro pro 
Zimmer beträgt. Bei Erhebung der Steuer in Höhe 
von 40 Euro pro Zimmer und Nacht wird die glei-
che Menge an Zimmern nur dann bereitgestellt, 
wenn die Hotelbesitzer pro Zimmer und Nacht 
100 Euro einnehmen: Davon sind 60 Euro für sie 
und 40 Euro werden als Steuer an die Gemeinde-
verwaltung abgeführt. Anders formuliert müssen 
Hotelbesitzer pro Zimmer und Nacht zusätzlich 
40 Euro – den Betrag der Steuer – erhalten, damit 
sie nach Erhebung der Steuer die gleiche Menge 
an Hotelzimmern anbieten wie zuvor. 

Die Mengensteuer verschiebt also die Ange-
botskurve um den Betrag der Steuer nach oben. 
Für jede gegebene Menge steigt der Ange-
botspreis, also der Preis, den Anbieter erhalten 
müssen, um eine bestimmte Menge zu produzie-
ren, um 40 Euro.

Die durch die Steuer ausgelöste Aufwärts
verschiebung der Angebotskurve wird in Abbil-
dung 7‑2 gezeigt. Dort bezeichnet S1 die Ange-
botskurve vor Erhebung der Steuer und S2 be-
zeichnet die Angebotskurve nach Erhebung der 
Steuer. Das Marktgleichgewicht bewegt sich von 
Punkt E, wo der Preis pro Zimmer und Nacht 
80 Euro betrug und 10.000 Zimmer pro Nacht ver-
mietet wurden, nach A, wo der Preis pro Zimmer 
und Nacht 100 Euro beträgt und nur 5.000 Zim-
mer pro Nacht vermietet werden. Punkt A liegt na-
türlich sowohl auf der Nachfragekurve D als auch 
auf der neuen Angebotskurve S2. 

Auch wenn bei einer Angebotsmenge von 
5.000 Zimmern der Nachfragepreis 100 Euro be-
trägt, können die Hotelbesitzer lediglich 60 Euro 
des Betrags behalten, da sie 40 Euro als Steuer 

Angebot und Nachfrage für Hotelzimmer in Neustadt

Abb. 7‑1 

Vor Erhebung der Steuer liegt das Gleich-
gewicht in Punkt E. Der Gleichgewichts
preis für Hotelzimmer beträgt 80 Euro pro 
Nacht und die Gleichgewichtsmenge be-
trägt 10.000 Zimmervermietungen pro 
Nacht. Die Angebotskurve S zeigt die bei 
jedem beliebigen Preis vor Steuern an
gebotene Menge. Bei einem Preis von 
60 Euro pro Nacht werden von den Hotel-
besitzern 5.000 Zimmer angeboten, was 
in der Abbildung durch den Punkt B 
charakterisiert wird. Nach Erhebung der 
Steuer wird die gleiche Menge an Zim-
mern nur zu einem Preis von 100 Euro 
angeboten. Der Preis setzt sich zusam-
men aus dem Einkommen für den Hotel-
besitzer in Höhe von 60 Euro und der 
Steuer in Höhe von 40 Euro, die an die 
Stadt abgeführt werden muss.
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Das Marktgleichgewicht für
Hotelzimmer vor Einführung einer
Steuer liegt im Punkt E.

Der Gleichgewichtspreis beträgt e
80 und die Gleichgewichtsmenge
10.000 Nächtigungen.

Angenommen, die Hotelbesitzer
müssen eine Steuer von e 40 für
jedes vermietete Zimmer pro Nacht
abführen.

Nach Abführung der Steuer
erhalten die Hotelbesitzer nur
mehr e 40, und sind nicht mehr
bereit 10.000 Zimmer anzubieten.

Sie sind aber bereit, 5.000
Hotelzimmer zu einem Preis von e
60 anzubieten.
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Beispiel: Steuer auf Vermietung von Hotelzimmer
Marktgleichgewicht mit Steuer

Steuern wirken wie zusätzliche Kosten und verschieben die Angebotskurve nach
oben.

Steuern  
Die ökonomischen Auswirkungen von Steuern: Eine vorläufige Einschätzung
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7.1

abführen müssen. Aus der Sicht der Hotelbesit-
zer ist es, als ob sie sich noch immer auf der ur-
sprünglichen Angebotskurve in Punkt B befinden 
würden. 

Schauen wir uns das noch einmal genauer an. 
Woher wissen wir, dass zu einem Preis von 
100 Euro pro Zimmer und Nacht 5.000 Zimmer 
angeboten werden? Weil der Nettopreis – der Preis 
ohne die Steuer – 60 Euro beträgt und der Preis, 
zu dem vor Einführung der Steuer 5.000 Zimmer 
angeboten wurden, ebenfalls 60 Euro beträgt, wie 
Punkt B in Abbildung 7‑2 zeigt.

Kommt uns das bekannt vor? Sollte es. In Kapi-
tel 5 haben wir die Auswirkungen von Quoten auf 
den Preis beleuchtet: Eine Mengenbeschränkung 
treibt einen Keil zwischen Nachfragepreis und den 
ursprünglichen Angebotspreis. Bei einer Mengen-
steuer verhält es sich genauso. Aufgrund des Keils 
bezahlen Konsumenten mehr und Anbieter ver-
dienen weniger. 

In unserem Beispiel müssen die Konsumenten 
– diejenigen, die Hotelzimmer mieten – letztlich 
pro Nacht 100 Euro für ein Zimmer bezahlen, also 
20 Euro mehr als vor Erhebung der Steuer. Gleich-
zeitig erhalten die Anbieter – die Hotelbesitzer – 

einen Nettopreis von 60 Euro pro Zimmer und so-
mit 20 Euro weniger als vor Erhebung der Steuer. 
Zusätzlich führt die Steuer zu entgangenen Gele-
genheiten: Wir wissen, dass es in unserem Bei-
spiel 5.000 potenzielle Übernachtungsgäste gibt, 
die zwar zu einem Preis von 80 Euro pro Nacht 
(also ohne die Steuer) ein Zimmer gemietet hät-
ten, nicht aber zu einem Preis von 100 Euro pro 
Nacht. Dementsprechend gibt es 5.000 Zimmer, 
die von den Hotelbesitzern bereitgestellt worden 
wären, wenn sie 80 Euro statt – wegen des ab
zuführenden Steuerbetrags – lediglich 60 Euro 
pro Nacht erhielten. Genau wie eine Mengenbe-
schränkung führt auch eine Mengensteuer zu 
Ineffizienzen. Sie verfälscht Anreize und führt zu 
entgangenen Gelegenheiten in Form von wechsel-
seitig vorteilhaften Transaktionen, die nicht statt-
finden.

An dieser Stelle ist es wichtig zu bemerken, 
dass die Hotelsteuer in Neustadt – so wie wir sie 
beschrieben haben – von den Hotelbesitzern und 
nicht den Hotelgästen gezahlt wird. Es ist eine 
Steuer, die vom Anbieter und nicht vom Konsu-
menten gezahlt wird. Und trotzdem verringert 
sich der vom Anbieter erhaltene Nettopreis ledig-

Wirkungen einer Mengensteuer, die auf die Vermietung von Hotelzimmern erhoben wird

Abb. 7‑2 

S1 bezeichnet die Angebotskurve vor Erhe-
bung der Steuer. Nachdem die Stadt die 
Hotelbesitzer verpflichtet hat, eine Steuer in 
Höhe von 40 Euro für jede Übernachtung zu 
bezahlen, verschiebt sich die Angebots-
kurve um 40 Euro nach oben zur neuen An-
gebotskurve S2. Der Gleichgewichtspreis für 
ein Hotelzimmer steigt von 80 Euro auf 
100 Euro je Nacht. Die Gleichgewichts-
menge sinkt von 10.000 auf 5.000 vermie-
tete Hotelzimmer. Obwohl die Steuer von 
den Hotelbesitzern abgeführt werden muss, 
tragen sie nur die Hälfte der Steuerlast. Der 
Preis, den die Hotelbesitzer erhalten, sinkt 
nur um 20 Euro von 80 Euro auf 60 Euro pro 
Nacht. Gäste, die ein Hotelzimmer mieten, 
tragen die andere Hälfte der Steuerlast, 
da der Preis, den sie zahlen müssen, um 
20 Euro von 80 Euro auf 100 Euro steigt.
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Im neuen Gleichgewicht A werden
5.000 Zimmer vermietet. Der Preis
beträgt e 100, wovon die
Hotelbesitzer e 40 an Steuern
abführen müssen und e 60
behalten.

Im Vergleich um ursprünglichen
Gleichgewicht E müssen die
Konsumenten nun 100− 80 = 20
Euro mehr bezahlen, und die
Hotelbesitzer bekommen
80− 60 = 20 Euro weniger pro
Zimmer.
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Beispiel: Steuer auf Buchung von Hotelzimmer
Marktgleichgewicht mit Steuer

Was ändert sich, wenn die Steuer nicht bei der Vermietung, sondern bei der
Buchung der Hotelzimmer anfällt? D. h. die Steuer muss nicht von den
Hotelbesitzern, sondern von den Konsumenten abgeführt werden.

Die ökonomischen Auswirkungen von Steuern: Eine vorläufige Einschätzung
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lich um 20 Euro, also um den halben Steuerbe-
trag. Gleichzeitig steigt der von den Konsumenten 
gezahlte Preis um 20 Euro. Faktisch zahlt der Kon-
sument die Hälfte der Steuer.

Was würde geschehen, wenn statt der Anbieter 
die Konsumenten die Steuer abführen müssten? 
Das heißt, wir stellen uns vor, dass die Gemeinde-
verwaltung nun vom Hotelgast statt vom Hotelbe-
sitzer eine Steuer in Höhe von 40 Euro pro Nacht 
einfordert. Die Antwort wird in Abbildung 7‑3 ge-
zeigt. Wenn ein Hotelgast eine Steuer von 40 Euro 
pro Nacht zahlen muss, muss der vom Gast be-
zahlte Zimmerpreis um 40 Euro geringer sein, da-
mit die Nachfrage nach Hotelzimmern nach Steu-
ern genauso hoch ist wie vor Steuern. Die Nach-
fragekurve verschiebt sich also um den Betrag der 
Steuer abwärts von D1 nach D2

Für jede nachgefragte Menge ist der Nachfra-
gepreis – der Preis, der den Konsumenten ange-
boten werden muss, damit sie eine bestimmte 
Menge nachfragen – um 40 Euro gefallen. Damit 
verschiebt sich das Gleichgewicht von Punkt E 
nach Punkt B, wo der Marktpreis eines Hotelzim-
mers 60 Euro beträgt und 5.000 Hotelzimmer ver- 
und gemietet werden. Insgesamt bezahlen die 

Hotelgäste unter Einschluss der Steuer 100 Euro 
pro Nacht. Im Ergebnis ist es also so, als wären die 
Hotelgäste auf ihrer ursprünglichen Nachfrage-
kurve im Punkt A. 

Wenn wir die Abbildungen 7‑2 und 7‑3 mitein-
ander vergleichen, stellen wir augenblicklich fest, 
dass sie jeweils dasselbe Ergebnis zeigen. In bei-
den Fällen zahlen die Konsumenten 100 Euro, er-
halten die Anbieter 60 Euro und werden 5.000 Ho-
telzimmer ver- und gemietet. Tatsächlich macht es 
keinen Unterschied, wer offiziell die Steuer zahlt – 
das Ergebnis ist dasselbe.

Diese Einsicht gilt allgemein bei der Analyse 
von Steuern: Die Inzidenz einer Steuer, wer wirk-
lich die Steuerlast trägt, ist in der Regel nicht eine 
Frage, die sich dadurch beantworten lässt, dass 
man überlegt, wer tatsächlich den Steuerbetrag 
an den Staat überweist. In unserem speziellen Fall 
schlägt sich die Steuer auf Hotelzimmer in Höhe 
von 40 Euro nieder in einem Anstieg des Preises, 
den die Konsumenten zahlen, um 20 Euro und um 
einen Rückgang des Preises, den die Anbieter er-
halten, um ebenfalls 20 Euro. Die Inzidenz der 
Steuer wird also in diesem Fall gleichmäßig auf 
Konsumenten und Anbieter verteilt. 

Die Inzidenz einer Steuer ist 
ein Maß dafür, wer die Steuer 
tatsächlich trägt.

Wirkungen einer Mengensteuer, die auf die Buchung von Hotelzimmern erhoben wird

Abb. 7‑3 

D1 bezeichnet die Nachfragekurve vor Erhe-
bung der Steuer. Nachdem die Stadt die Hotel-
gäste verpflichtet hat, eine Steuer in Höhe von 
40 Euro pro Nacht zu bezahlen, verschiebt sich 
die Nachfragekurve um 40 Euro nach unten zur 
neuen Nachfragekurve D2. Der Gleichgewichts
preis für ein Hotelzimmer sinkt von 80 Euro auf 
60 Euro pro Nacht. Die Gleichgewichtsmenge 
sinkt von 10.000 auf 5.000 vermietete Hotel-
zimmer. Obwohl die Steuer in diesem Fall von 
den Hotelgästen abgeführt wird – und nicht 
wie in Abbildung 7‑2 von den Hotelbesitzern –, 
ist das Endergebnis das Gleiche. Nach Erhe-
bung der Steuer erhalten die Hotelbesitzer 60 
Euro pro Zimmer und Nacht, aber die Hotel-
gäste müssen 100 Euro bezahlen. Dies ver-
deutlicht eine allgemeine Regel: Die Inzidenz 
einer Mengensteuer hängt nicht davon ab, wer 
die Steuer tatsächlich abführt.
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Wer trägt die Steuerlast?

Die Inzidenz (d. h. die tatsächliche Belastung) einer Steuer kann anhand der
Preisänderung, die durch die Einführung einer Steuer für Konsumenten und
Produzenten entsteht, bestimmt werden.

In unserem Beispiel hat sich der Preis für die Konsumenten um e 20 erhöht
und für die Hotelbesitzer um e 20 reduziert. Die Steuerlast wird hier
gleichmäßig auf Anbieter und Nachfrager verteilt⇒ das ist aber nicht immer
der Fall (siehe nächste Folie)

Die Steuerlast ist unabhängig davon, wer die Steuer abführt:
I ob die Steuer für die Vermietung anfällt und von den Anbietern abgeführt wird,

oder
I ob die Steuer für die Buchung anfällt und von den Nachfragern abgeführt wird.

Dieter Pennerstorfer (JKU) Modul 6: Steuern 20 / 34



Steuerinzidenz und Elastizität

Die Inzidenz einer Mengensteuer hängt von der Preiselastiziät der Nachfrage und
der Preiselastizität des Angebots ab.
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Preiselastizitäten und die Inzidenz einer 
Mengensteuer
Wir haben gerade gelernt, dass die Inzidenz einer 
Mengensteuer unabhängig davon ist, wer die 
Steuer offiziell zahlt. In dem in den Abbildungen 
7‑1 bis 7‑3 dargestellten Beispiel wird die Steuer 
auf Hotelzimmer gleichmäßig auf Konsumenten 
und Anbieter verteilt, egal wer der Steuerzahler 
ist.

Es ist wichtig festzuhalten, dass die gleichmä-
ßige Aufteilung der Steuer zwischen Konsumen-
ten und Anbietern aus den Annahmen resultiert, 
die wir in diesem Beispiel getroffen haben. In der 
Wirklichkeit wird die Inzidenz einer Mengensteuer 
üblicherweise ungleichmäßig zwischen Konsu-
menten und Anbietern verteilt, da eine Gruppe 
einen größeren Teil der Last tragen muss als die 
andere Gruppe.

Was ist ausschlaggebend dafür, wie die Last 
einer Mengensteuer auf Konsumenten und Anbie-
ter verteilt ist? Die Antwort hängt von der Form 
der Angebots- und der Nachfragekurven ab. Ge-
nauer gesagt hängt die Inzidenz einer Mengen-
steuer von der Preiselastizität der Nachfrage und 
der Preiselastizität des Angebotes ab. Dies können 
wir erkennen, wenn wir uns zunächst einen Fall 
anschauen, in dem die Konsumenten den größten 

Teil einer Mengensteuer zahlen, und anschließend 
einen Fall betrachten, in dem die Anbieter den 
größten Teil der Steuer zahlen.

Eine hauptsächlich von den Konsumenten ge-
tragene Mengensteuer. Die Abbildung 7‑4 zeigt 
eine Mengensteuer, die überwiegend die Konsu-
menten belastet: eine Mengensteuer auf Benzin, 
die wir auf 1,00 Euro pro Liter festsetzen. (Tat-
sächlich betrug im Jahr 2016 die Energiesteuer 
auf Benzin in Deutschland 0,65 Euro pro Liter und 
die Mineralölsteuer auf Benzin in Österreich 
0,48 Euro pro Liter. In den USA gibt es eine Bun-
dessteuer auf Benzin in Höhe von 0,047 Dollar pro 
Liter [!]. Zusätzlich erheben die Bundesstaaten 
Mengensteuern von 0,044 Dollar bis 0,14 Dollar 
pro Liter.) Entsprechend Abbildung 7‑4 würde 
Benzin ohne die Steuer für 1,00 Euro pro Liter ver-
kauft werden.

Zwei Schlüsselthesen spiegeln sich in den An-
gebots- und Nachfragekurven wider. Erstens: Die 
Preiselastizität der Nachfrage nach Benzin ist sehr 
niedrig, sodass die Nachfragekurve relativ steil 
verläuft. Zur Erinnerung: Eine niedrige Preiselasti-
zität der Nachfrage bedeutet, dass die nachge-
fragte Menge nur geringfügig auf eine Preisände-
rung reagiert. Dies ist ein wesentliches Merkmal 

Eine hauptsächlich von den Konsumenten getragene Mengensteuer

Abb. 7‑4 

Die relativ steil verlaufende Nachfrage-
kurve reflektiert hier eine geringe Preis-
elastizität der Nachfrage nach Benzin. 
Die relativ flach verlaufende Angebots-
kurve reflektiert eine hohe Preiselastizität 
des Angebotes. Der Preis vor Steuern für 
einen Liter Benzin beträgt einen Euro. 
Jetzt wird eine Steuer in Höhe von einem 
Euro je Liter erhoben. Die Kosten der Ver-
braucher erhöhen sich um 0,95 Euro auf 
1,95 Euro, was den Umstand widerspie-
gelt, dass der größte Teil der Steuerlast 
auf die Konsumenten fällt. Lediglich ein 
kleiner Anteil der Steuer wird durch die 
Produzenten getragen: Der Preis, den sie 
erhalten, sinkt lediglich um 0,05 Euro auf 
0,95 Euro.
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einer steilen Nachfragekurve. Zweitens: Die Preis-
elastizität des Angebotes ist sehr hoch, sodass die 
Angebotskurve relativ flach verläuft. Eine hohe 
Preiselastizität des Angebotes bedeutet, dass die 
angebotene Menge stark auf Preisänderungen re-
agiert. Dies ist ein wesentliches Merkmal einer re-
lativ flachen Angebotskurve. 

Wir haben gelernt, dass eine Mengensteuer ei-
nen Keil zwischen den von den Konsumenten ge-
zahlten und den von den Produzenten erhaltenen 
Preis treibt. Dieser entspricht der Höhe der 
Steuer. Der Keil erhöht den von den Konsumenten 
zu zahlenden Preis und senkt den Preis, den die 
Produzenten erhalten. Aber wie wir aus der Abbil-
dung entnehmen können, sind die beiden Effekte 
in diesem Fall sehr unterschiedlichen Ausmaßes. 
Der Preis, den die Produzenten erhalten, fällt nur 
wenig, von 1,00 Euro auf 0,95 Euro, während der 
von den Konsumenten gezahlte Preis stark an-
steigt, von 1,00 Euro auf 1,95 Euro.

Dieses Beispiel veranschaulicht ein allgemei-
nes Prinzip: Wenn die Preiselastizität der Nach-
frage niedrig ist und die Preiselastizität des Ange-
botes hoch, belastet eine Mengensteuer haupt-
sächlich die Konsumenten. Warum ist das so? 
Eine niedrige Preiselastizität der Nachfrage be-
deutet, dass den Konsumenten nur wenige Sub

stitute zur Verfügung stehen. Das heißt, ihnen 
bleibt nicht viel anderes übrig, als das höherprei-
sige Benzin zu kaufen. Dahingegen wird eine hohe 
Preiselastizität des Angebotes dadurch begrün-
det, dass den Produzenten viele Substitute für 
Benzin zur Verfügung stehen. Es gibt also für das 
Rohöl, aus dem das Benzin raffiniert wird, andere 
Verwendungsmöglichkeiten. 

Daher sind die Produzenten flexibler darin, 
sich gegen niedrigere Preise für ihr Benzin zu weh-
ren. Es überrascht nicht, dass die Partei mit der 
geringsten Flexibilität – in diesem Fall die Konsu-
menten – am Ende die Hauptlast der Steuer tra-
gen muss. Dies trifft vermutlich auf alle wichtigen 
Mengensteuern zu, wie etwa die Steuern auf Ziga-
retten und alkoholische Getränke.

Eine hauptsächlich von den Produzenten 
getragene Mengensteuer. Die Abbildung 7‑5 
stellt eine Mengensteuer dar, die vorwiegend von 
den Produzenten getragen wird. In diesem Fall 
untersuchen wir eine hypothetische Steuer von 
5,00 Euro pro Tag auf das Parken in der Innen-
stadt einer kleinen Stadt. Im Marktgleichgewicht 
würde nach den angenommenen Verläufen von 
Angebots- und Nachfragekurve das Parken ohne 
Steuer 6,00 Euro pro Tag kosten. 

Eine hauptsächlich von den Produzenten getragene Mengensteuer

Abb. 7‑5 

Die relativ flach verlaufende Nachfrage-
kurve reflektiert hier eine hohe Preiselas-
tizität der Nachfrage nach Parkplätzen in 
der Innenstadt. Der relativ steile Verlauf 
der Angebotskurve ergibt sich aus einer 
geringen Preiselastizität des Angebotes. 
Der Preis für einen Tagesparkplatz vor 
Steuern beträgt 6,00 Euro. Jetzt wird eine 
Steuer in Höhe von 5,00 Euro erhoben. 
Der Preis, den die Produzenten erhalten, 
sinkt deutlich auf 1,50 Euro, was den Um-
stand widerspiegelt, dass sie den größten 
Teil der Steuerlast tragen. Der von den 
Konsumenten zu entrichtende Preis er-
höht sich geringfügig um 0,50 Euro auf 
6,50 Euro, da sie nur einen geringen Anteil 
der Steuerlast tragen.
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Nutzen der Besteuerung

Der Nutzen einer Steuer liegt (nicht nur, aber vor allem) in der Einnahmenerzielung
eines Staates. Die Höher der Steuereinnahmen hängt vom Steuersatz ab.
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3.	 Richtig oder falsch? Wenn den Konsumenten für ein bestimmtes Gut ohne Weiteres ein Substitut zur 
Verfügung steht, es für die Produzenten aber schwierig ist, die produzierte Menge anzupassen, dann 
tragen die Produzenten den größeren Teil der Steuerlast.

4.	 Das Angebot an Mineralwasser ist sehr unelastisch, die Nachfrage ist jedoch leicht elastisch. Was be-
deutet das für die Inzidenz einer Mengensteuer? Veranschaulichen Sie Ihre Antwort grafisch.

5.	 Richtig oder falsch? Wenn eine Mengensteuer erhoben wird, würden Konsumenten, ceteris paribus, 
eine weniger elastische Angebotskurve für eine Ware oder Dienstleistung bevorzugen.

7.2	 Nutzen und Kosten der Besteuerung

Wenn eine Regierung über die Erhebung einer 
Steuer oder die Gestaltung eines Steuersystems 
nachdenkt, muss sie den Nutzen einer Steuer 
gegen die mit ihr verbundenen Kosten abwägen. 
Normalerweise betrachten wir eine Steuer nicht 
als nutzbringend, aber Staaten benötigen Geld, 
um die gewünschten öffentlichen Dienstleistun-
gen wie Landesverteidigung oder medizinische 
Versorgung erbringen zu können. Der Nutzen 
einer Steuer entspricht den Einnahmen, die sie 
einem Staat einbringt, um diese Dienstleistungen 
finanzieren zu können. Leider geht dieser Nutzen 
mit Kosten einher – Kosten, die üblicherweise 
über den Betrag hinausgehen, den die Konsu-
menten und Produzenten zahlen müssen. 

Schauen wir uns zunächst an, was für die Höhe 
der Einnahmen aus einer Steuer ausschlaggebend 
ist. Anschließend werden wir die durch eine 
Steuer verursachten Kosten betrachten.

Die Einnahmen aus einer Mengensteuer
Wie hoch sind für den Staat die Steuereinnahmen 
aus der Erhebung einer Mengensteuer? In unse-
rem Beispiel einer Hotelsteuer lassen sich die Ein-
nahmen durch die Fläche des grauen Rechtecks in 
Abbildung 7‑6 darstellen.

Um zu verstehen, warum dies die Einnahmen 
einer Steuer auf ein Hotelzimmer in Höhe von 
40 Euro sind, muss man sich zunächst klarma-
chen, dass die Höhe des Rechtecks genau 40 Euro 

Die Einnahmen aus einer Mengensteuer

Abb. 7‑6 

Die Einnahmen aus einer 
Mengensteuer in Höhe von 
40 Euro je Hotelzimmer betra-
gen 200.000 Euro. Die Höhe der 
Einnahmen ergibt sich aus dem 
Steuerbetrag von 40 Euro – 
gleich der durch die Steuer her-
vorgerufene Differenz zwischen 
Angebotspreis und Nachfrage-
preis – mal der Anzahl der ver-
mieteten Hotelzimmer, 5000. 
Dies entspricht der Fläche des 
grauen Rechtecks.
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Nutzen der Besteuerung

Der Zusammenhang zwischen Steuersatz und Steuereinnahmen ist nicht linear, da
der Steuersatz die gehandelte Menge beeinflusst.
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Der durch die niedrigere Anzahl vermieteter 
Hotelzimmer ausgelöste Rückgang der Steuerein-
nahmen hat den durch die Erhöhung des Steuer-
satzes verursachten Anstieg der Steuereinnahmen 
mehr als ausgeglichen. Mit anderen Worten: Ein 
Steuersatz, der so hoch ist, dass deshalb eine er-
hebliche Anzahl an Käufen und Verkäufen nicht 
stattfindet, wird wahrscheinlich zu einem Rück-
gang der Steuereinnahmen führen.

Eine Möglichkeit, den Einnahmeneffekt der 
Erhöhung einer Mengensteuer zu betrachten, ist, 
dass sich die Steuererhöhung in zweierlei Hinsicht 
auf die Steuereinnahmen auswirkt. Einerseits be-
deutet die Steuererhöhung, dass der Staat für 
jede verkaufte Einheit eines Gutes mehr Steuern 
einnimmt. Ceteris paribus würde dies zu einem 
Anstieg der Steuereinnahmen führen. Anderer-
seits verursacht die Steuererhöhung eine Verrin-
gerung der Verkäufe. Dies würde, ceteris paribus, 

zu einem Rückgang der Steuereinnahmen führen. 
Wie das Ergebnis letztendlich aussieht, hängt so-
wohl von den Preiselastizitäten des Angebotes 
und der Nachfrage sowie von der ursprünglichen 
Steuerhöhe ab.

Wenn die Preiselastizität des Angebotes und 
die Preiselastizität der Nachfrage niedrig sind, 
wird eine Steuererhöhung die verkaufte Menge 
des Gutes nicht wesentlich reduzieren. Die Steuer
einnahmen werden also mit Sicherheit steigen. 
Wenn die Preiselastizitäten hoch sind, ist das Er-
gebnis nicht so eindeutig. Wenn sie hoch genug 
sind, wird die Steuer die verkaufte Menge so stark 
reduzieren, dass die Steuereinnahmen zurück
gehen. Der Staat wird auch dann keine großen 
Steuereinbußen durch den Rückgang der verkauf-
ten Menge verzeichnen, wenn die ursprüngliche 
Steuerhöhe niedrig war. Die Steuererhöhung wird 
mit Sicherheit zu einem Anstieg der Steuereinnah-

Steuersätze und Steuereinnahmen

Abb. 7‑7 

Im Allgemeinen führt eine Verdopplung der Mengensteuer, die auf 
eine Ware oder Dienstleistung erhoben wird, nicht zu einer Verdopp-
lung der mit der Steuer verbundenen Steuereinnahmen. Das ist des-
halb so, weil die Steuererhöhung die gehandelte Menge einer Ware 
oder Dienstleistung reduziert. Der Zusammenhang zwischen der 
Steuerhöhe und den Steuereinnahmen muss noch nicht einmal posi-
tiv sein. Diagramm (a) zeigt die Einnahmen, die mit einem Steuersatz 
von 20 Euro pro Zimmer verbunden sind. Der Steuersatz beträgt nur 

die Hälfte des Steuersatzes aus Abbildung 7‑6. Die Steuereinnahmen 
entsprechen dem grauen Rechteck und betragen 150.000 Euro. Das 
sind 75 Prozent der Steuereinnahmen von 200.000 Euro, die aus einer 
Mengensteuer von 40 Euro resultieren. Diagramm (b) zeigt die Ein-
nahmen, die mit einem Steuersatz von 60 Euro verbunden sind. 
Die Steuereinnahmen betragen ebenfalls 150.000 Euro. Eine Erhö-
hung der Steuer von 40 Euro auf 60 Euro reduziert also die Steuer
einnahmen.
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Kosten einer Steuer

Die Kosten einer Steuer, die für Konsumenten und Produzenten anfällt, sind
üblicherweise höher als das Steueraufkommen, weil Steuern wechselseitig
vorteilhafte Transaktionen verhindern.
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Die Antwort lautet nein, und zwar, weil eine 
Steuer, genau wie eine Mengenbeschränkung, die 
Durchführung von wechselseitig vorteilhaften 
Transaktionen verhindert. Schauen wir uns noch 
einmal Abbildung 7‑6 an. Bei einer Steuer von 
40 Euro je Hotelzimmer bezahlen die Hotelgäste 
100 Euro für ein Hotelzimmer, die Hotelbesitzer 
erhalten aber lediglich 60 Euro. Wir wissen, dass 
aufgrund des durch die Steuer verursachten Keils 
einige Transaktionen nicht stattfinden, die ohne 
die Steuer stattgefunden hätten.

Aus den Angebots- und Nachfragekurven wis-
sen wir beispielsweise, dass es einige potenzielle 
Gäste gibt, die lediglich bereit wären, sagen wir, 
90 Euro pro Nacht zu zahlen. Es gibt auch einige 
Hotelbesitzer, die bereit wären, Ihnen für, sagen 
wir 70 Euro ein Hotelzimmer zu vermieten. 
Könnte man diese Hotelbesitzer und Hotelgäste 
zusammenbringen, käme es zu wechselseitig vor-
teilhaften Transaktionen. Es würden zusätzlich 
Hotelzimmer vermietet werden. Ein solches Ge-
schäft wäre jedoch illegal, weil die Steuer in Höhe 
von 40 Euro nicht bezahlt worden wäre.

Allgemeiner formuliert: Wir wissen, dass es in 
unserem Beispiel 5.000 potenzielle Hotelzimmer-

vermietungen gibt, die ohne die Steuer zum 
wechselseitigen Vorteil von Hotelbesitzern und 
Hotelgästen stattfinden würden, die aber nicht 
stattfinden, weil die Steuer existiert.

Eine Mengensteuer belastet die Wirtschaft also 
über das tatsächlich gezahlte Geld hinaus in Form 
von Ineffizienzen, die auftreten, weil die Steuer 
wechselseitig vorteilhafte Transaktionen verhin-
dert. Wir haben in Kapitel 5 gelernt, dass die ge-
sellschaftlichen Kosten, die sich aus dieser Art von 
Ineffizienzen ergeben – der Wert der durch die 
Steuer verhinderten wechselseitig vorteilhaften 
Transaktionen – als Nettowohlfahrtsverlust be-
zeichnet werden. Alle in der Realität existierenden 
Steuern verursachen in bestimmtem Maß einen 
solchen Nettowohlfahrtsverlust, der allerdings bei 
schlecht entworfenen Steuern höher ist als bei 
gut durchdachten.

Um den Nettowohlfahrtsverlust zu messen, der 
durch eine Steuer entsteht, wenden wir uns den 
Konzepten der Konsumenten- und Produzenten-
rente zu. Abbildung 7‑8 zeigt die Wirkungen einer 
Mengensteuer auf Konsumenten- und Produzen-
tenrente. Vor Erhebung der Steuer liegt das 
Gleichgewicht im Punkt E. Der Gleichgewichts

Eine Steuer verringert Konsumenten- und Produzentenrente

Abb. 7‑8 

Vor Erhebung der Steuer betragen Gleichgewichts
preis und Gleichgewichtsmenge PE bzw. QE. Nach Er-
hebung einer Steuer in Höhe von T je Einheit steigt der 
Konsumentenpreis auf PC und die Konsumentenrente 
verringert sich um die Summe der Flächen des hell
blauen Rechtecks (A) und des dunkelblauen Dreiecks 
(B). Die Steuer verursacht einen Rückgang des Produ-
zentenpreises auf PP. Die Produzentenrente sinkt um 
die Summe der Flächen des hellgrauen Rechtecks (C) 
und des dunkelgrauen Dreiecks (F). Dem Staat fallen 
Steuereinnahmen in Höhe von QT × T zu. Dieser Betrag 
lässt sich als Summe der beiden Flächen A und C dar-
stellen. Die Flächen B und F repräsentieren den Rück-
gang von Konsumenten- und Produzentenrente, der 
beim Staat nicht als Steuereinnahme auftaucht. Diese 
beiden Dreiecksflächen stellen daher den durch die 
Steuer hervorgerufenen gesellschaftlichen Nettowohl-
fahrtsverlust dar.
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Kosten einer Steuer
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Die Antwort lautet nein, und zwar, weil eine 
Steuer, genau wie eine Mengenbeschränkung, die 
Durchführung von wechselseitig vorteilhaften 
Transaktionen verhindert. Schauen wir uns noch 
einmal Abbildung 7‑6 an. Bei einer Steuer von 
40 Euro je Hotelzimmer bezahlen die Hotelgäste 
100 Euro für ein Hotelzimmer, die Hotelbesitzer 
erhalten aber lediglich 60 Euro. Wir wissen, dass 
aufgrund des durch die Steuer verursachten Keils 
einige Transaktionen nicht stattfinden, die ohne 
die Steuer stattgefunden hätten.

Aus den Angebots- und Nachfragekurven wis-
sen wir beispielsweise, dass es einige potenzielle 
Gäste gibt, die lediglich bereit wären, sagen wir, 
90 Euro pro Nacht zu zahlen. Es gibt auch einige 
Hotelbesitzer, die bereit wären, Ihnen für, sagen 
wir 70 Euro ein Hotelzimmer zu vermieten. 
Könnte man diese Hotelbesitzer und Hotelgäste 
zusammenbringen, käme es zu wechselseitig vor-
teilhaften Transaktionen. Es würden zusätzlich 
Hotelzimmer vermietet werden. Ein solches Ge-
schäft wäre jedoch illegal, weil die Steuer in Höhe 
von 40 Euro nicht bezahlt worden wäre.

Allgemeiner formuliert: Wir wissen, dass es in 
unserem Beispiel 5.000 potenzielle Hotelzimmer-

vermietungen gibt, die ohne die Steuer zum 
wechselseitigen Vorteil von Hotelbesitzern und 
Hotelgästen stattfinden würden, die aber nicht 
stattfinden, weil die Steuer existiert.

Eine Mengensteuer belastet die Wirtschaft also 
über das tatsächlich gezahlte Geld hinaus in Form 
von Ineffizienzen, die auftreten, weil die Steuer 
wechselseitig vorteilhafte Transaktionen verhin-
dert. Wir haben in Kapitel 5 gelernt, dass die ge-
sellschaftlichen Kosten, die sich aus dieser Art von 
Ineffizienzen ergeben – der Wert der durch die 
Steuer verhinderten wechselseitig vorteilhaften 
Transaktionen – als Nettowohlfahrtsverlust be-
zeichnet werden. Alle in der Realität existierenden 
Steuern verursachen in bestimmtem Maß einen 
solchen Nettowohlfahrtsverlust, der allerdings bei 
schlecht entworfenen Steuern höher ist als bei 
gut durchdachten.

Um den Nettowohlfahrtsverlust zu messen, der 
durch eine Steuer entsteht, wenden wir uns den 
Konzepten der Konsumenten- und Produzenten-
rente zu. Abbildung 7‑8 zeigt die Wirkungen einer 
Mengensteuer auf Konsumenten- und Produzen-
tenrente. Vor Erhebung der Steuer liegt das 
Gleichgewicht im Punkt E. Der Gleichgewichts

Eine Steuer verringert Konsumenten- und Produzentenrente

Abb. 7‑8 

Vor Erhebung der Steuer betragen Gleichgewichts
preis und Gleichgewichtsmenge PE bzw. QE. Nach Er-
hebung einer Steuer in Höhe von T je Einheit steigt der 
Konsumentenpreis auf PC und die Konsumentenrente 
verringert sich um die Summe der Flächen des hell
blauen Rechtecks (A) und des dunkelblauen Dreiecks 
(B). Die Steuer verursacht einen Rückgang des Produ-
zentenpreises auf PP. Die Produzentenrente sinkt um 
die Summe der Flächen des hellgrauen Rechtecks (C) 
und des dunkelgrauen Dreiecks (F). Dem Staat fallen 
Steuereinnahmen in Höhe von QT × T zu. Dieser Betrag 
lässt sich als Summe der beiden Flächen A und C dar-
stellen. Die Flächen B und F repräsentieren den Rück-
gang von Konsumenten- und Produzentenrente, der 
beim Staat nicht als Steuereinnahme auftaucht. Diese 
beiden Dreiecksflächen stellen daher den durch die 
Steuer hervorgerufenen gesellschaftlichen Nettowohl-
fahrtsverlust dar.

QE Menge

S

E

D

Preis

QT

PE

PC

PP

C

A B

F

Mengen-
steuer = T

Verlust an Konsumenten-
rente aufgrund der Steuer

Verlust an Produzenten-
rente aufgrund der Steuer

Nach Einführung der Mengensteuer
T sinkt die Menge auf QT .

Der Preis, den die Konsumenten
bezahlen müssen, steigt auf PC ,
und die KR sinkt um die Flächen
A + B.

Der Preis, den die Produzenten
bekommen, sinkt auf PP , und die
P R sinkt um die Flächen C + F .

Die Steuereinnahmen entsprechen
dem Steuersatz mal der Menge,
also T ×QT bzw.
(PC − PP )×QT , was der Fläche
A + C entspricht.

Der Wohlfahrtsverlust für
Konsumenten und Produzenten
entspricht A + B + C + F , und
ist somit um B + F größer als die
Steuereinnahmen.
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Zusatzlast einer Steuer

Der Teil des Wohlfahrtsverlustes, der nicht durch Steuereinnahmen ausgeglichen
wird, wird als Nettowohlfahrtsverlust oder Zusatzlast (deadweight loss)
bezeichnet.
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wird in vielen ökonomischen Zusammenhängen 
angewandt. Nettowohlfahrtsverlust-Dreiecke wer-
den nicht nur durch Mengensteuern hervorgeru-
fen, sondern auch durch andere Formen der Be-
steuerung. Ebenso treten sie bei weiteren Formen 
von Marktstörungen auf, wie etwa aufgrund von 
Monopolmacht.

Schließlich wird das durch die Dreiecke reprä-
sentierte Konzept auch häufig genutzt, um Kosten 
und Nutzen geplanter Politikmaßnahmen zu be-
werten, beispielsweise ob für ein Produkt stren-
gere Sicherheitsstandards gelten sollen. 

Bei Betrachtung der insgesamt durch eine 
Steuer verursachten Ineffizienz müssen wir noch 
etwas berücksichtigen, was aus Abbildung 7‑9 
nicht hervorgeht: die Ressourcen, die zur Erhe-
bung und zur Zahlung der Steuer eingesetzt wer-
den müssen und die über den Betrag der Steuer 
hinausgehen. Diese werden als administrative 
Kosten der Steuer bezeichnet. Zu den wichtigsten 
Positionen der administrativen Kosten des deut-
schen Steuersystems gehören die Zeit, die von 
den Steuerzahlern benötigt wird, um die Steuer-
formulare auszufüllen, sowie die Summen, die sie 

ihren Steuerberatern zahlen. (Bei letztgenanntem 
handelt es sich aus gesellschaftlicher Perspektive 
um eine Ineffizienz, da die Ressourcen, die für die 
Inanspruchnahme einer Steuerberatung aufge-
wendet werden, auch für andere Zwecke genutzt 
werden könnten, die nichts mit Steuern zu tun 
haben.)

Die den Steuerzahlern entstehenden adminis
trativen Kosten umfassen auch die Ressourcen, 
die aufgewendet werden, um Steuern, egal ob auf 
legalem oder illegalem Wege, zu umgehen. Die 
staatlichen Kosten der Steuerverwaltung sind im 
Vergleich zu den administrativen Kosten, die den 
Steuerzahlern entstehen, gering.

Die insgesamt durch eine Steuer verursachte 
Ineffizienz ist also die Summe des mit der Steuer 
verbundenen Nettowohlfahrtsverlustes und der 
administrativen Kosten der Steuer. Die allgemeine 
Regel für wirtschaftspolitische Entscheidungen 
lautet: Unter sonst gleichen Bedingungen sollte 
man das Steuersystem wählen, welches für die 
Gesellschaft die geringste Ineffizienz verursacht. 
In der Praxis spielen andere Erwägungen auch 
eine Rolle (wie die Whiskey-Rebellion der 

Die administrativen Kosten 
einer Steuer ergeben sich aus den 
Ressourcen, die für Steuererhe-
bung, Steuerzahlung und für 
jeglichen Versuch der Steuerum-
gehung aufgewendet werden 
müssen.

Der Nettowohlfahrtsverlust einer Steuer

Abb. 7‑9 

Eine Steuer führt zu einem Nettowohl-
fahrtsverlust, weil sie Ineffizienzen er-
zeugt: Einige eigentlich wechselseitig 
vorteilhafte Transaktionen unterblei-
ben aufgrund der Steuer, nämlich die 
Transaktionen QE – QT. Die graue Fläche 
stellt den Umfang des Nettowohlfahrts-
verlustes grafisch dar: Es ist die Summe 
aus Konsumenten- und Produzenten-
rente, die sich aus den Transaktionen 
QE – QT ergeben würde. Hätte die Steuer 
diese Transaktionen nicht verhindert, 
wäre also die Zahl der Transaktionen QE 
geblieben (beispielsweise, weil Ange-
bot oder Nachfrage völlig unelastisch 
sind), wäre kein Nettowohlfahrtsverlust 
entstanden.

QE Menge

S

E

D

Preis

QT

PE

PC

PP

Mengen-
steuer = T

Nettowohlfahrtsverlust

Die Höhe der Zusatzlast setzt sich aus
der Höhe der Steuern (T = PC − PP )
und der Reduktion der Menge
(QE −QT ) zusammen.

Bei linearer Angebots- und
Nachfragekurve entspricht die
Zusatzlast einer Steuer

NW V = T · (QE −QT )
2
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Zusatzlast einer Steuer
Beispiel

Der abgebildete Markt für Hamburger befindet sich in der Ausgangssituation im
Gleichgewicht (400 Stück à e 1,50). Angenommen, der Staat führt eine Steuer (T)
von e 1,50 pro Stück ein.

Wie hoch ist die gehandelte Menge
nach Einführung der Steuer?

Welchen Preis (inkl. Steuer) zahlen
KonsumentInnen?

Welchen Erlös pro verkaufter Einheit
erhalten die ProduzentInnen?

Wie hoch sind die
Steuereinnahmen?

Wie hoch ist die Zusatzlast (NWV)
der Steuer?
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Zusatzlast einer Steuer
Lösung

P (QS) = QS
400 + 0, 5

P (QD) = 3, 5− QD
200

Die Steuer verschiebt die
Angebotskurve nach oben (links):

P T (QS) = P (QS) + T = QS

400 + 2

Gleichgewicht: P T (QS) = P (QD)
⇒ QS

400 + 2 = 3, 5− QD
200

⇒ QT = 200
P (QS) = 200

400 + 0, 5 = 1
P (QD) = 3, 5− 200

200 = 2, 5
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Zusatzlast einer Steuer
Lösung

Die Steuereinnahmen betragen

T ·QT = 1, 5 · 200 = 300

Die Zusatzlast (NWV) beträgt

T · (Q∗ −QT )
2

= 1, 5 · (400− 200)
2

= 150
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Zusatzlast und Elastizitäten
Nachfrage

Je elastischer die Nachfrage ist, desto größer ist die Reduktion der Menge, und
desto größer ist der Wohlfahrtsverlust.
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Nettowohlfahrtsverlust und Elastizitäten

Abb. 7‑10 

In Diagramm (a) ist die Nachfrage elastisch, in Diagramm (b) unelas-
tisch. Die Angebotskurven sind in beiden Fällen identisch. In Dia-
gramm (c) ist das Angebot elastisch, in Diagramm (d) dagegen unelas-
tisch. Die Nachfragekurven sind in beiden Feldern identisch. Die Net-
towohlfahrtsverluste sind in den Diagrammen (a) und (c) größer als in 
den Diagrammen (b) und (d). Das ist deshalb so, weil der steuerindu-

zierte Rückgang der getauschten Mengen umso größer ist, je größer 
die Elastizität von Nachfrage oder Angebot ist. Ist die Nachfrage oder 
das Angebot dagegen unelastisch, wird der steuerinduzierte Rück-
gang der getauschten Mengen vergleichsweise klein sein und nur ein 
geringer Nettowohlfahrtsverlust auftreten.
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Nettowohlfahrtsverlust und Elastizitäten
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Zusatzlast und Elastizitäten
Angebot

Je elastischer das Angebot, desto größer ist die Reduktion der Menge, und desto
größer ist der Wohlfahrtsverlust.
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Nettowohlfahrtsverlust und Elastizitäten
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Nettowohlfahrtsverlust und Elastizitäten
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Kosten und Anreize eine Steuer

Die Steuer scha�t einen Anreiz, dass die Akteure (Produzenten und
Konsumenten) ihr Verhalten ändern, wodurch weniger gehandelt wird.
Transaktionen, die für beide Marktseiten vorteilhaft sind, unterbleiben.

Nur eine Pauschalsteuer hat keine (verzerrende und wohlfahrtsmindernde)
Anreizwirkung. Die Zusatzlast wäre daher null. Diese Steuer wäre zwar
e�zient, würde aber als ungerecht empfunden werden⇒ Zielkonflikt
Es gibt Steuern, deren Hauptzweck nicht die Erzielung von Staatseinnahmen
ist, sondern die das Verhalten der Akteure ändern (lenken) sollen.

I Diese Steuern werden als Lenkungssteuern bezeichnet.
I Beispiel: Die Tabaksteuer existiert in erster Linie um Anreize zu scha�en, dass

Konsumenten weniger rauchen. Bei Vorliegen von Externalitäten kann dies
wohlfahrtssteigernd sein.

Zusätzlich fallen bei Steuern auch administrative Kosten an, die für die
Steuererhebung, Steuerzahlung und für jeglichen Versuch der
Steuerumgehung aufgewendet werden (müssen).

I Beispiel: Zeit für Steuerklärungen
I Die administrativen Kosten sind geringer, wenn z. B. indirekte Steuern von den

Produzenten abgeführt werden—was üblicherweise auch der Fall ist.
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Anhang: Berechnung Bruttoäquivalenzgesamteinkommen

“Für die Einteilung der Haushalte in Einkommensgruppen wird [...] das breite
Einkommenskonzept des Bruttogesamteinkommens verwendet. Dieses setzt sich für jeden
Haushalt aus der Summe der Bruttomarkteinkommen (Arbeitnehmerentgelte einschließlich
des Arbeitgeberanteils zur Sozialversicherung, Einkommen aus selbständiger
Erwerbstätigkeit, Vermögenseinkommen einschließlich des Mietwerts des selbstgenutzten
Eigentums) und den ö�entlichen monetären Transfers an die einzelnen Haushaltsmitglieder
sowie den privaten Transfers zwischen Haushalten zusammen. Zu den ö�entlichen
monetären Transfers zählen neben den Alterssicherungsleistungen die Familien-,
Arbeitslosen-, Kranken-, Ausbildungs-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenleistungen sowie
Leistungen gegen soziale Ausgrenzung und die Wohnungsbeihilfe. Unter den Transfers
werden die staatlichen und privaten Pensionen erfasst. Die Transfers zwischen privaten
Haushalten setzen sich aus Unterhaltszahlungen und sonstigen privaten Transfers
zusammen. Um Haushalte unterschiedlicher Größe und Zusammensetzung vergleichbar zu
machen, werden diese Haushaltseinkommen mit der international üblichen EU-Skala (oder
neuen OECD-Skala) gewichtet4) bzw. äquivalisiert und als bedarfsgewichtetes
Pro-Kopf-Einkommen interpretiert.”
(Rocha-Akis, Steiner und Zulehner, 2016, S 349 f.)
4) Demnach erhält die erste Person im Haushalt ein Gewicht von 1, weitere Personen im Alter von 14
Jahren oder darüber von 0,5 und Personen unter 14 Jahren ein Gewicht von 0,3.
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Anhang: Verteilung Bruttoäquivalenzgesamteinkommen

Quelle: Silvia Rocha-Akis, Viktor Steiner und Christine Zulehner, Verteilung der Bruttoeinkommen und Transfers,
WIFO-Monatsberichte, 2016, 89(5), S. 347-359.
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